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Mitteilung des Senats
vom 2. Mai 1951 .

Aufhebung der Verordnung betr . Vergünstigung für Schwerbeschädigte
im öffentlichen Personenverkehr .

f . Auf Grund der Verordnung über Vergünstigung für Kriegs-
»beschädigte im öffentlichen Personenverkehr vom 23 . Dezember
1943 (RGBl . 1944 Teil I , Seite 5) standen den Kriegsbeschädigten
(gewisse Vergünstigungen im Personenverkehr zu . Nach der Ka¬
pitulation bestanden über die Anwendbarkeit dieser Verord¬
nung Zweifel ; auch setzte sich allgemein die Ansicht durch,
Kiese Vergünstigung nicht nur auf Kriegsbeschädigte zu be¬
schränken .

B Der Länderrat für die amerikanische Zone stellte deshalb 1947 *

feinen Entwurf für eine Verordnung über Vergünstigung für
Schwerbeschädigte im öffentlichen Personenverkehr auf . Dieser
Entwurf wurde mit geringen Änderungen von der Deputation
für das Wohlfahrtswesen über den Senat der Bürgerschaft zu-

leleitet , die die Verordnung am 10 . April 1947 angenommen hat .
Die Verordnung ist am 3 . Juli 1947 im Gesetzblatt der Freien
Hansestadt Bremen verkündet worden .
I Nach dieser Verordnung sind die Unternehmen für den öffent-
Kchen Personenverkehr verpflichtet , Schwerbeschädigte mit
iiner Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens
Bl Prozent , die erheblich gehbehindert sind , auf den Straßen -
Bahnen , im Ortslinienverkehr und in Kraftomnibussen sowie
au: den Weser -Passagierdampfern und Fährbooten unentgelt -

'lich zu befördern und ihnen einen Sitzplatz anzuweisen .
I Dadurch wurde der Personenkreis , der in den Genuß von Ver¬
günstigungen kommen soll , wesentlich erweitert . Während
Sonst nur Kriegs beschädigte mit einer Erwerbsminderung
Ion 70 Prozent begünstigt waren , sollten jetzt alle gehbehin¬
derten Schwer beschädigten mit einer Erwerbsminderung von
| 0 Prozent einbezogen werden . Auch die Verkehrsmittel , für die
[Vergünstigungen zu gewähren sind , sind umfangreicher ge¬
worden .
| § 5 dieser Verordnung besagt , daß der Senator für das Wohl -
phrtswesen im Einvernehmen mit den beteiligten Senatoren
le erforderlichen Durchführungsbestimmungen erläßt . Wie in
Sjem Bericht des Senats , den die Bürgerschaft am 21 . Oktober
| 948 entgegengenommen hat , ausführlich dargelegt ist , konnten
Sie Durchführungsbestimmungen bisher nicht erlassen werden

dadurch die Verordnung praktisch nicht in Kraft treten .

Durchführungsbestimmungen können nur erlassen werden ,
wenn zuvor die an die Verkehrsunternehmen für die Frei¬
fahrten zu zahlenden Entschädigungen geklärt und die Mittel
dafür bewilligt sind . Die Verkehrsunternehmen haben Anspruch
auf eine solche Entschädigung , da das Verlangen nach Ge¬
währung von Freifahrten ohne Entschädigung wie eine Enteig¬
nung wirken würde .

Nach Artikel 14 Abs . 3 des Bonner Grundgesetzes aber ist
eine Enteignung nur zum Wohle der Allgemeinheit zulässig und
nur durch ein Gesetz , das Art und Ausmaß der Entschädigung
regelt .

Die bremische Verfassung legt in ihrem Artikel 13 Abs . 2
ähnliches fest .

In der Verordnung ist eine Entschädigung nicht vorgesehen ,
so daß sie im Widerspruch zu den angeführten Artikeln des
Bonner Grundgesetzes bzw . der 'bremischen Landesverfassung
steht .

Nunmehr beabsichtigt auch der Bund , ein entsprechendes Ge¬
setz über das Ausweis - und Vergünstigungswesen für Schwer¬
beschädigte im öffentlichen Personenverkehr zu erlassen , das
bald zu erwarten ist .

In Bremen erhalten nach wie vor die Schwerkriegsbeschä¬
digten mit einer Erwerbsminderung von mindestens 70 Prozent
die Straßenbahnfreikarte . Die Bundesbahn hat in ihrer Tarif¬
bestimmung vom 1 . August 1948 auch bestimmte Erleich¬
terungen für nichtkriegsbeschädigte Körperbehinderte ein¬
geführt .

Es dürfte sich empfehlen , die bremische Verordnung aufzu¬
heben und eine entsprechende bundesgesetzliche Regelung ab¬
zuwarten .

Die Deputation für das Wohlfahrtswesen hat in ihrer Sitzung
am 27 . September 1950 der Aufhebung der Verordnung zu¬
gestimmt .

Der Senat tritt diesem Beschluß bei und bittet die Bürger¬
schaft , die anliegende Verordnung zur Aufhebung der Ver¬
ordnung betr . Vergünstigungen für Schwerbeschädigte im
öffentlichen Personenverkehr zu beschließen .

Verordnung zur Aufhebung der Verordnung betr . Vergünstigung für Schwerbeschädigte im öffentlichen
Personenverkehr .

Vom .............. 1951 .

Der Senat verkündet die nachstehende , von der Bürgerschaft beschlossene Verordnung :

Einziger Paragraph .
Die Verordnung betr . Vergünstigung für Schwerbeschädigte

im öffentlichen Personenverkehr vom 23 . Juni 1947 (Brem.
Ges .-Bl . S . 101 ) wird mit Wirkung vom Tage der Verkündung
der Verordnung an aufgehoben .

Bekanntgemacht im Auftrage des Senats .
Bremen , den 1951 .
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